

N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 20. Januar 1994 Öffentliche Sitzung

Beginn: 15.17 Uhr




              Ende: 18.56 Uhr

Sitzungsunterbrechung:
./.

Vorsitz:

Stadtpräsidentin Reyer



Stellv. Stadtpräsident Dr. Reimers

1. Schriftführer/in:
Frau Schalow



Herr Kühlmorgen

2. Schriftführer/in:
Frau Bashir-Fuchs



Herr Jaehnike

Ratsmitglieder:
Frau Bashir-Fuchs, Herr Biallowons, Herr Breitkopf,



Herr Diekelmann, Herr Diesel, Herr Diester, 

Herr Finger, Herr Gebhardt, Frau Goergens-Busch, Herr Dr. Graner, Herr Dr. Haass, Frau Helmig, 

Frau Jöhnk, Herr Kaiser, Frau Krabbenhöft, Frau Kühl, Herr Kühlmorgen, Frau Lebert, Frau Lentz, 

Frau Lindner, Herr Löwner, Herr Malonn, Herr Möller, Herr Moriz, Frau Nitschke-Frank, Frau Pahnke, 



Frau Pfitzner, Herr Plath, Herr Raupach, 



Herr Dr. Reimers, Frau Reyer, Herr Rogacki, 

Frau Schalow, Frau Schattke, Herr Schmidt-Brodersen, Frau Schuckenböhmer, Herr Schultz, Frau Siebke, Herr Silz, Herr Stein, Herr Tewes, Herr Tschorn, Herr Tovar, Herr Voigt, Herr Witt, Herr Wunder, Frau Halbe, Frau Jöhnck, Herr Tank

Es haben sich

entschuldigt:

Herr Diesel, Herr Gebhardt, Frau Goergens-Busch,



Frau Jöhnck, Frau Kühl, Frau Schattke



ab
15.30 Uhr: Herr Diekelmann, Frau Reyer, 







Frau Siebke

Es kommen später:
Herr Witt

Hauptamtliche

Magistratsmitglieder:
Oberbürgermeister Dr. Kelling, Bürgermeister Zimmer,

Stadtbaurat Dr. Flagge, Stadtrat Dr. Kirschnick, Stadtrat Schirmer, Stadtrat Schroedter,

Es haben sich

entschuldigt:

Stadtrat Dr. Kirschnick (ab 15.30 Uhr)

Außerdem sind anwesend: 
Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift

hat gefertigt:
Herr Thode (Amt für Bürgerangelegenheiten und






Zentrale Dienste)

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) eröffnet die Sitzung und begrüßt die


Anwesenden.

Sie teilt mit, daß sich 6 Ratsmitglieder entschuldigt haben und eines spä​ter kommen wird, so daß zu Beginn 42 Mitglieder der Ratsversammlung anwe​send sein müßten.


Stadtpräsidentin Reyer stellt die Beschlußfähigkeit fest.

2. Genehmigung der Tagesordnung

Stadtpräsidentin    R e y e r    (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung rechtzeitig zugestellt worden ist. Weiteres Beratungsmaaterial und die da​zugehörigen Nachtrags-Tagesordnungen sind


- mit einer Zusammenstellung vom 17. Januar 1994 nachgeschickt


und


- mit einer weiteren Zusammenstellung zur Sitzung auf den Tisch gelegt



worden.


Die Zusammenstellungen sind diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet.

Aus dem Magistrat und aus dem Ältestenrat liegen keine Änderungen zur Ta-


gesordnung vor.

Bei allen nachgereichten Anträgen und Vorlagen - mit Ausnahme von Ände​rungs- und Ergänzungsanträgen - handelt es sich um dringende Angelegenhei​ten, über deren Aufnahme in die Tagesordnung die Ratsversammlung entschei​den muß.

Die Dringlichkeit aller nachgereichten Anträge und Vorlagen wird einstimmig


anerkannt.

Stell. Stadtrat   W u n d e r   (CDU) vertagt namens seiner Fraktion den


Tagesordnungspunkt 8. - Drs. 814 -.

Daraufhin bringt Ratsherr    V o i g t   (DIE GRÜNEN) folgenden Antrag ein:

"Der Magistrat wird beauftragt, der Ratsversammlung bis zu ihrer Sitzung am 17. Februar 1994 einen Bericht vorzulegen, aus dem hervorgehen soll, ob und wie es möglich wäre, bei den Steuersätzen und den Getränkearten Differen​zierungen vorzunehmen. Er soll auch die jeweiligen organisatorischen Konse​quenzen und - abgeschätzt - die finanziellen Auswirkungen umfassen."

Zur Anerkennung der Dringlichkeit ist die Zustimmung von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder erforderlich. Diese Anzahl wird nicht erreicht, damit ist die Dringlichkeit des Antrages nicht anerkannt.

Bürgermeister   Z i m m e r    CDU) kündigt eine mündliche Geschäftliche


Mitteilung zum Thema "Intendantenwahl" an.


Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Tagesordnung in der nunmehr vorliegenden Form genehmigt.

3. Einwohneranfragen 

a) Kinder brauchen Bücher                                      - Drs. 777 -




---------------------- 

Hierzu liegt folgende Einwohneranfrage von Frau Ute Schulte-Ostermann



vor:

1. Welches Ergebnis hat die Bitte des Schulausschusses an die Stadtver​waltung, die Möglichkeiten ehrenamtlicher Buchausleihe zu prüfen, er​geben?

2. Im Stadtteil Russee waren Aktivitäten zu ehrenamtlicher Buchausleihe sehr weit gediehen und dann wieder verworfen. Woran ist dieses Pro​jekt gescheitert?

Bürgermeister    Z i m m e r    (CDU) antwortet im Namen des Magistrats. Die Antwort ist nachgeheftet.



Eine Zusatzfrage wird ebenfalls beantwortet.



Kenntnis genommen.

4. Aktuelle Stunde

Für die Aktuelle Stunde hat die Stadtpräsidentin auf Antrag der Ratsfrakti-


on DIE GRÜNEN das Thema "Frauenstreiktag" zugelassen.


Weitere Themenvorschlage lagen nicht vor.

Mitglieder aller in der Ratsversammlung vertretenen Fraktionen diskutieren


die mit dem Thema verbundene Problematik.


Kenntnis genommen.

5. Mitteilungen der Stadtpräsidentin


Es liegen keine Mitteilungen vor.

6. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters 

a) Finanzsituation der Landeshauptstadt Kiel                   - Drs. 35 -



----------------------------------------- 



Kenntnis genommen


b) Intendantenwahl



--------------- 



- Schriftliches Material liegt nicht vor -

Bürgermeister    Z i m m e r    CDU) teilt mit, daß der im November 1993 zum neuen Intendanten der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel gewählte Guido Huonder in einem Schreiben an ihn mitgeteilt habe, die Wahl nicht anzunehmen.



Kenntnis genommen.

7. Anträge der Fraktion 

a) Entwicklung der Stadtwerke Kiel als                         - Drs. 676 -



Energiedienstleistungsunternehmen



----------------------------------- 

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafterinnenver​sammlung wird beauftragt, in bezug auf die zukünftige Energiepolitik der Stadtwerke Kiel - gegebenenfalls auf dem Wege von Veränderungen der ent-


sprechenden Vertragsgrundlagen - folgende Ziele umzusetzen:

1. Die Stadtwerke Kiel bieten den Umlandgemeinden zukünftig keine Gasdi​rektversorgung mehr an. Im Rahmen von Energiedienstleistungspaketen wird den Umlandgemeinden die Erstellung von Blockheizkraftwerken (BHKW) im Verbund mit dem Aufbau von Nahwärmenetzen angeboten.

2. Den Einspeiserinnen von Überschußstrom insbesondere aus Blockheiz​kraftwerken werden Vergütungen gezahlt, die sich an den tatsächlichen Marktverhältnissen bzw. am Prinzip der jeweils vermiedenen Kosten orientieren.

Stellv. Stadtrat Dr.   H a a s s    (SPD) stellt den Änderungsantrag, in Ziff. 2 des Antrages die Worte "an den tatsächlichen Marktverhältnissen bzw." zu streichen. Diese Änderung wird vom Antragsteller übernommen.

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s    (CDU) stellt die Zif-


fern des Antrages getrennt zur Abstimmung.


Beschluß über Drs. 676 - Ziff. 1: Abgelehnt - mit Mehrheit.

Beschluß über Drs. 676 - Ziff. 2 in der nunmehr vorliegenden geänderten Form: Nach Antrag - mit Mehrheit.

b) Kommunale Kriminalitätsprävention                           - Drs. 4 


​--------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

Der Magistrat wird gebeten, zur Eindämmung und Verhinderung von Krimina​lität die Voraussetzungen für die Errichtung eines Rates für Kriminali​tätsverhütung in Kiel zu schaffen.

Ratsfrau    L i n d n e r    (SPD) beantragt namens ihrer Fraktion Über​weisung in den Ordnungsausschuß (federführend) und in den Sozialaus​schuß.


Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag: einstimmig.

c) Erhalt des Marinestützpunktes und des                       - Drs. 18 ​Arsenalbetriebes Kiel


------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Die Ratsversammlung der Landeshauptstadst Kiel fordert die Bundesregie​rung und die Landesregierung Schleswig-Holstein auf, Kiel als zentralen Marinestützpunkt für den Bereich Schleswig-Holstein einzurichten.

Ratsfrau    H a l b e    (SPD) stellt namens ihrer Fraktion folgenden


Änderungsantrag:

"Die Ratsversammlung appelliert an die Bundesregierung, Schiffe und Boo​te der Bundesmarine, deren Präsenz in der Ostsee sicherheitspolitisch geboten ist, auch weiterhin in Kiel zu stationieren und das Marinearse​nal Kiel als zentralen Betrieb für die Materialerhaltungsmaßnahmen der Bundesmarine im Ostseeraum in Kiel zu erhalten.

Sie fordert die Landesregierung auf, mit der Bundesregierung darüber Ge​spräche und Verhandlungen zu führen."


Beschluß über den vorgetragenen Änderungsantrag: 


Nach Antrag - mit Mehrheit


Beschluß über Drs. 18 in der geänderten Fassung: 


mit Mehrheit.

d) Wahlrecht für AusländerInnen                                - Drs. 19 


​----------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

Die Ratsversammlung möge folgende Resolution an die Kommission der EU,


an die Bundesregierung und an die Landesregierung beschließen:

1. Die Einführung eines kommunalen Wahlrechts für ausländische Bürgerin​nen ist nach Ansicht der Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel weiterhin eine fundamentale Voraussetzung für die Beseitigung der ge​sellschaftlichen Diskriminierung von Flüchtlingen und Immigrantinnen in der Bundesrepublik Deutschland.

Nachdem am 1. November 1993 der Vertrag von Maastricht in Kraft ge​treten ist, besitzen nach Einführung der sogen. Unionsbürgschaft nun​mehr zumindest alle in der Bundesrepublik lebenden Staatsangehörigen von EU-Staaten das aktive und passive Wahlrecht zu Kommunal- und Eu​ropawahlen. Auch der neue Art. 28 Abs. 1 Satz 3 des Grundgesetzes ge​währt nun endlich dieses Wahlrecht, aber nur "nach Maßgabe von Recht der Europäischen Gemeinschaft".

Die Ratsversammlung betrachtet dies als einen winzigen Schritt, um wenigstens für einen kleinen Teil der ausländischen Mitbürgerinnen in beschränktem Umfang eine demokratische Teilhabe zu ermöglichen. Al​lerdings kann sie die Augen nicht davor verschließen, daß das EU​Wahlrecht zu einer Priviligierung der EU-Bürgerinnen führt und somit die Entwicklung zu einer Mehrklassengesellschaft unter den bei uns lebenden Immigrantinnen und Flüchtlingen fördert. Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel wird sich daher dafür einsetzen, daß die durch den Maastrichter Vertrag neu eingeführte Unionsbürgschaft in Zukunft nicht als Schutzvertrag für EU-Bürgerinnen zur Ausgrenzung von sogen. Drittausländerinnen mißbraucht wird.

2. Doch derzeit können noch nicht einmal die Unionsbürgerinnen von diesem, durch den Vertrag von Maastricht neu erworbenen Recht Ge​brauch machen, solange von der EU nicht die gesetezlichen Vorausset​zungen geschaffen und diese von den Landesparlamenten in neue wahl​rechtliche Bestimmungen umgesetzt worden sind. Irgendwelche Initiati​ven der EU-Kommission, die entsprechende Vorschläge zu erarbeiten haben, sind bislang nicht bekanntgeworden.

Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel fordert die EG-Kommis​sion daher auf, schnellstmöglich dem Europäischen Rat und dem Euro​päischen Parlament einen Vorschlag zu unterbreiten, mit dem das im Maastrichter Vertrag vereinbarte aktive und passive Wahlrecht für Unionsbürgerinnen zu Kommunal- und Europawahlen sichergestellt werden kann.

Die Bundesregierung wird aufgerufen, ihren Einfluß in Brüssel geltend zu machen und - wenn nötig - entsprechende Initiativen zu ergreifen, um eine möglichst rasche Verabschiedung europäischer Regelungen für das im Maastrichter Vertrag vereinbarte Wahlrecht für Unionsbürgerin​nen sicherzustellen.

An die Schleswig-Holsteinische Landesregierung richten wir den Ap​pell, in diesem Sinne auf die Bundesregierung einzuwirken und die notwendigen Vorbereitungen zu treffen, damit das Wahlrecht für Uni​onsbürgerinnen zu Kommunal- und Europawahlen nach Vorliegen einer eu​ropäischen Regelung unverzüglich auf Landesebene umgesetzt werden kann.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

e) Bio-Kompost-Anlage in Kiel-Wellsee                          - Drs. 20 -



---------------------------------- 

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

Der Magistrat wird beauftragt, der Ratsversammlung zur Sitzung am

17. Februar 1994 einen Bericht über den aktuellen Stand der geplanten



Bio-Kompost-Anlage in Kiel-Wellsee vorzulegen.



Zurückgezogen

f) Nachwahl eines Mitgliedes für den Ortsbeirat                - Drs. 40 -



Elmschenhagen



-------------------------------------------- 



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Für das aus dem Ortsbeirat Elmschenhagen ausgeschiedene Mitglied Anke



Jöhnk wird



Herr Bodo Herzog, 



Troppauer Straße 24, 24146 Kiel



in den Ortsbeirat Elmschenhagen gewählt.



Beschluß:
Nach Antrag - einstimmig -

8. Betreff:  - Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die         - Drs. 814 ​




Erhebung einer Getränkesteuer




- Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die





Erhebung einer Gaststättenerlaubnissteuer

- Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die Erhebung einer Steuer auf das Spielen um Geld oder Sachwerte und auf Vergnügungen besonderer Art


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling


Antrag:

1. Der Wiedereinführung und der hierzu als Anlage beigefügten






Satzungen






- Getränkesteuer 






- Gaststättenerlaubnissteuer 






- Vergnügungssteuer

wird zugestimmt. Der Beschluß ergeht vorbehaltlich der end​gültigen Verabschiedung der gesetzlichen Grundlage durch den Schleswig-Holsteinischen Landtag.

2. Im Stellenplan 1994 werden gleichzeitig folgende Planstellen eingerichtet:






1 Planstelle Bes. Gr. A 11 (Sachgebietsleiter) 






2 Planstellen Verg. Gr. V c/V b BAT (A 8/A 9 BBO m. D.) 






1 Planstelle Verg. Gr. V b/IV b BAT 

1 Planstelle Verg. Gr. IV b BAT (Stadtkasse)

3. Im Haushaltsplan werden folgende Personal- und Sachkosten eingebracht:






a) Herrichtung und Ausstattung der

Räumlichkeiten für die Ämter 90 und







91 incl. PC und Leitungsanschlüsse          60.000,-- DM






b) anteilige Personalkossten 1994             340.000,-- DM







                                           400.000,-- DM


Vertagt

9. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltssstelle      - Drs. 10 -



020.0000.9352 - Technische Arbeitsgeräte und



Werkzeuge -


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling


Antrag:
Folgende Eilentscheidung des Oberbürgermeisters nach § 82 GO vom



10. Dezember 1993 wird genehmigt:

Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe bei der Haushaltsstelle 020.000.9352 - Technische Arbeitsgeräte und Werkzeuge - in Höhe von 84.600,-- DM.

Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Mehreinnahmen bei der Haus​haltsstelle 21.191.3611 - Vom Land für den Ersatzbau der Schulen am Heidenberger Teich (Asbestsanierung) - - Sonderbedarfszuwei​sung - in Höhe von 84.600,-- DM.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

10. Betreff:  Haushaltskonsolidierung im Schulbereich              - Drs. 2 -


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer


Antrag:
Als Beitrag des Schulbereiches zur Konsolidierung des städtischen



Haushaltes werden folgende Beschlüsse gefaßt:



1. - abgelehnt -



2. - abgelehnt -



3. - Ziffer 3 Satz 1 wurde zurückgezogen -

Die Planstelle des für die Betreuung des Lehrschwimmbeckens an der Max-Planck-Schule zuständigen Schulhausmeisters wird ge​strichen. Einer der beiden Schulhausmeister der Schule wird umgesetzt.



4. Die Planstellen für Hausarbeiter an





a) den Schulen am Göteborgring 





b) dem Bildungszentrum Mettenhof 





c) der Gelehrtenschule

werden gestrichen. Die Arbeitnehmer werden zum nächstmöglichen Termin umgesetzt.



5. - zurückgezogen -

6. Die Planstelle 24/014 - Schulhausmeister in der ehemaligen Ludwig-Richter-Schule - wird gestrichen. Der Planstelleninha​ber wird in eine andere Planstelle umgesetzt. Der Aufgabenbe​reich wird den anderen Schulhausmeistern der Beruflichen Schu​len übertragen.

7. Die Planstelle 27/024 - Busfahrer für die Schule für Körperbe​hinderte im Bildungszentrum Mettenhof - wird gestrichen. Der Planstelleninhaber wird umgesetzt.

8. Der Sprachkindergarten an der Hans-Christian-Andersen-Schule wird zum 1. August 1994 aufgelöst. Die Planstelle 21/127

(20 Stunden) - Erzieherin - wird zum gleichen Zeitpunkt ge​strichen. Die Stelleninhaberin wird zum nächstmöglichen Zeit​punkt umgesetzt.



9. - zurückgestellt -

Ratsfrau   P a h n k e    (DIE GRÜNEN) weist darauf hin, daß gemäß den Formulierungen im Antrag auch in der Begründung die Formulierungen "Auflösung der Arbeitsverhältnisse" redaktionell in "Umsetzungen" zu ändern sind.

Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. Bürgermeister   Z i m m e r    (CDU) verweist auf den entsprechenden Passus auf Seite 3 der Vorlage.

Ratsfrau    P a h n k e    (DIE GRÜNEN) beantragt gemeinsame Abstimmung der Ziffern 3. und
6. sowie 4. und 7. des Antrages; außerdem Zurückstellung der


Ziff. 8., bis eine Stellungnahme des Jugendamtes vorliegt.


Beschluß über Drs. 2, Ziff. 3. und 6.: Nach Antrag - einstimmig

Beschluß über Drs. 2, Ziff. 4. und 7.: Nach Antrag - mit Mehrheit 








bei 4 Gegenstimmen

Beschluß über den Geschäftsordnungsanatrag - Zurückstellung von Ziff. 8.: mit Mehrheit

11. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe im Unterabschnitt 331 -       - Drs. 8 



​Bühnen der LHS Kiel


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer


Antrag:
Zugestimmt wird einer überplanmäßigen Ausgabe von insgesamt

458.900,-- DM im Unterabschnitt 331 - Bühnen der Landeshauptstadt Kiel - (siehe Anlage 1).

Die Mehrausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen bei der Haus​haltsstelle 900.01 - Gemeindeanteil an der Einkommenssteuer -


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

12. Betreff:  Kosten für die Inanspruchnahme von Kliniken          - Drs. 1 ​



und Anstalten - Haushaltsstelle 540.620 -



hier: Genehmigung einer Eilentscheidung des





Magistrats


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag:
Folgende Eilentscheidung des Magistrats wird genehmigt:

Bei der Haushaltsstelle 540.620 - Inanspruchnahme von Kliniken und Anstalten - wird einer sofortigen überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 26.400,-- DM zugestimmt.

Der Betrag wird gedeckt durch Mehreinnahmen bedi



540.172 - Zuweisungen von Gemeinden und






Gemeindeverbänden
      3.100,-- DM



540.177 - Zuschüsse von übrigen Bereeichen           10.300,-- DM



und durch Sperrung bei



50.7006 -  An die Arbeitsgemeinschaft zur







Abwehr von Suchtgefahren
     13.000,-- DM

26.400,-- DM ============


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

13. Betreff:  124. Änderung des Flächennutzungsplanes der
- Drs. 11 -

Stadt Kiel - Fassung 1970 - für einen Bereich in Kiel-Elmschenhagen, Ellerbeker Weg, Radebrook



(Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Für einen Bereich in Kiel-Elmschenhagen, Ellerbeker Weg, Rade-

brook, wird die 124. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Kiel - Fassung 1970 - entsprechend dem in der Sitzung aushängen​den Plan als Entwurf beschlossen.



Dem Erläuterungsbericht wird zugestimmt.

Gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 3 BauGB wird von der Unterrichtung und der Erörterung der Bürgerinnen und Bürger abgesehen, weil die früh​zeitige Bürgerbeteiligung bereits auf Grundlage des Bebauungspla​nes Nr. 834 erfolgt ist.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

14. Betreff:  Bebauungsplan Nr. 834 für das Baugebiet
- Drs. 12 -



Kiel-Elmschenhagen, östlich Ellerbeker Weg,

südwestlich der Kleingärten, westlich und nördlich der Straße Radebrook einschl. der östlichen Grundstücke Radebrook und Aufhebung der Bebauungspläne Nr. 497 (teilweise) und Nr. 611 (Entwurfsbeschlüsse)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Für das Baugebiet Kiel-Elmschenhagen, östlich Ellerbeker Weg,

südwestlich der Kleingärten, westlich und nördlich der Straße Ra​debrook, einschl. der östlichen Grundstücke Radebrook wird der Bebauungsplan Nr. 834 entsprechend dem in der Sitzung aushängen​den Plan als Entwurf beschlossen.

Gleichzeitig wird die Aufhebung des in der Sitzung aushängenden Bebauungsplanes Nr. 611 für das Baugebiet Kiel-Elmschenhagen, zwischen Ellerbeker Weg und Radebrook als Entwurf beschlossen.

Gleichzeitig wird die Aufhebung eines räumlichen Teilbereiches aus dem Bebauungsplan Nr. 497 (Baugebiet: Kiel-Elmschenhagen, beiderseits des Ellerbeker Weges im Bereich des Tröndelweges und Radebrook) für das Baugebiet östlich Ellerbeker Weg, nördlich Ra​debrook entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

15. Betreff:  125. Änderung des Flächennutzungsplanes der
- Drs. 13 -



Stadt Kiel - Fassung 1970 - für einen Bereich

in Kiel-Wellingdorf, zwischen Schwentine und den Straßen Brückenstraße, Ellerbeker Straße, Wischhofstraße und Am Seefischmarkt (Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Für einen Bereich in Kiel-Wellingdorf, zwischen Schwentine und

den Straßen Brückenstraße, Ellerbeker Straße, Wischhofstraße und Am Seefischmarkt wird die 125. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Kiel - Fassung 1970 - entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.



Dem Erläuterungsbericht wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

16. Betreff:  Bebauungsplan Nr. 777 b, Aufhebung des Bebauungs-    - Drs. 14 



​planes Nr. 153 und Aufhebung räumlicher Teilberei-

che aus den Bebauungsplänen Nr. 640 und Nr. 651 für das Baugebiet Kiel-Wellingdorf zwischen Schwentine, Verlängerung des Langenkampweges Richtung Schwentine, Wischhofstraße,"Am Seefisch​markt" und nördlich des Weges hinter den Grund​stücken Schönberger Straße 22-34(Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
a) Für das Baugebiet Kiel-Wellingdorf, zwischen Schwentine, Ver-

längerung des Langenkampweges Richtung Schwentine, Wischhof​straße, Am Seefischmarkt und nördlich des Weges hinter den Grundstücken Schönberger Straße 22-34 wird der Bebauungsplan Nr. 777 b entsprechend dem in der sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.

b) Die Aufhebung des in der Sitzung aushängenden Bebauungsplanes Nr. 153 für das Baugebiet Kiel-Wellingdorf, Schwentine, Schön​berger Straße, Wischhofstraße, wird als Entwurf beschlossen.

c) Die Aufhebung eines räumlichen Teilbereiches aus dem Bebau​ungsplan Nr. 640 (Baugebiet: Kiel-Wellingdorf, Schwentine, Schönberger Straße, Ostgrenze Kieler Seefischmarkt) wird für das Baugebiet südlich der Schwentine, westlich "An der Holsa​tiamühle", nördlich des Weges hinter den Grundstücken Schön​berger Straße 22-34, östlich dem ehemaligen Seefischmarktge​lände entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.

d) Die Aufhebung eines förmlichen Teilbereiches aus dem Bebau​ungsplan Nr. 651 (Baugebiet: Kiel-Wellingdorf, Schönberger Straße, Langenkampweg, Seefischmarkt, "Am Seefischmarkt") wird für das Baugebiet zwischen dem ehemaligen Seefischmarktgelän​de, "Am Seefischmarkt" und Wischhofstraße entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

17. Betreff:  2. (vereinfachte) Änderung des Bebauungsplanes       - Drs. 15 ​



Nr. 443 für das Baugebiet Kiel-Mettenhof,

Skandinaviendamm, Drammenweg (Satzungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Für das Baugebiet Kiel-Mettenhof, Einkaufszentrum Mettenhof,

Skandinaviendamm, Drammenweg, wird die 2. (vereinfachte) Änderung des Bebauungsplanes Nr. 443 entsprechend dem in der Sitzung aus​hängenden Plan als Satzung beschlossen.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

18. Betreff:  Bebauungsplan Nr. 821 und Aufhebung eines            - Drs. 16 ​




räumlichen Teilbereiches aus dem Bebauungsplan

Nr. 702 für das Baugebiet Kiel-Pries, nordwestlich

Grüffkamp, zwischen Koppelberg und Friedrichs-




orter Straße (Satzungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
I.  Die während der öffentlichen Auslegung vom 21.07.1993 bis

23.08.1993 zum Bebauungsplan Nr. 821 vorgebrachten Bedenken und Anregungen





a) der Stadtwerke Kiel AG,

b) des Ministers für Wirtschaft, Technik und Verkehr des Landes Schleswig-Holstein






werden berücksichtigt;





c) der Unteren Naturschutzbehörde,





d) der Unteren Denkmalschutzbehörde,





e) des Gewerbeaufsichtsamtes

werden nicht berücksichtigt.

Die während der eingeschränkten Beteiligung gem. § 3 

Abs. 3 Satz 2 in Verb. mit § 13 Abs. 1 Satz 2 BauGB vorge​brachten Bedenken und Anregungen von





f) dem Bauunternehmen Christian Jöhnk, 24212 Gettorf,





g) Frau Christine Möhwald, Friedrichsorter Str. 543a,






24159 Kiel






werden nicht berücksichtigt.

II. a) Für das Baugebiet Kiel-Pries, nordwestlich Grüffkamp, zwi​schen Koppelberg und Friedrichsorter Straße wird der Be​bauungsplan Nr. 821 entsprechend dem in der Sitzung aus​hängenden Plan als Satzung beschlossen.

b) Gleichzeitig wird die Aufhebung eines räumlichen Teilbe​reiches aus dem Bebauungsplan Nr. 702 (Baugebiet: Kiel​Pries, Friedrichsorter Straße, Fördestraße, Koppelberg, östlich der Grundstücke Koppelberg 4 und Grüffkamp 1 a, Achterwurth, südlich der Grundstücke Friedrichsorter

Str. 47-67) für das Baugebiet nordwestlich Grüffkamp, zwi​schen Koppelberg und Friedrichsorter Straße entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlos​sen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

19. Kleine Anfragen 

a) Abfallvermeidung an Glascontainern                          - Drs. 3 -



---------------------------------- 

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

1. Welche Maßnahmen werden von der Verwaltung ergriffen, um das Herum​liegen von Deckeln, Korken und sonstigen Abfällen an den im Stadtge​biet aufgestellten Glascontainern zu vermeiden?

2. Gibt es seitens der Verwaltung Überlegungen, die bei der Aufstellung von Glascontainern auftretenden Probleme durch Bereitstellung eines Recycling-Containers für Deckel, Korken etc. zu entschärfen?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

b) Bus der Fahrbücherei                                        - Drs. 21 


​-------------------- 



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:



1. Wer hat den Wert des Bücherbusses geschätzt?

2. Mit welchem Verfahren und nach welchen Kriterien ist die Käuferin des Busses ausgewählt worden?

3. Warum hat die KVAG den Bücherbus weder gewartet noch TÜV-fertig ge​macht?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

c) Ablösebeträge gem. § 48 Abs. 6 LBO                          - Drs. 36 


​---------------------------------- 

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

1. In welcher Höhe hat die Landeshauptstadt Kiel in den Jahren 1990 bis 1993 Ablösebeträge für Stellplätze gem. § 48 Abs. 6 LBO eingenommen? (Bitte aufgeschlüsselt nach den Bereichen des Bauplanungsamtes, so​fern möglich)



2. Wie und wo wurden diese Beträge verwendet?

3. In welcher Höhe sind Ablösebeträge aufgelaufen, die noch nicht für die Herstellung zusätzlicher Parkeinrichtungen verwendet wurden?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

20. Große Anfragen


Zu dieser Ratssutzung liegen keine Großen Anfragen vor.

21. Betreff:  Genehmigung einer Eilentscheidung des                - Drs. 32 ​Oberbürgermeisters nach § 82 Abs. 1 GO






hier: Haushaltsstelle 24.6793 - Sonstige







innere Kostenerstattungen -


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer

Antrag:  Die beigefügte Eilentscheidung des Oberbürgermeisters vom






3. Januar 1994 wird genehmigt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

22. Betreff:  Genehmigung einer Eilentscheidung des                - Drs. 33 ​Oberbürgermeisters nach § 82 Abs. 1 GO

hier: Haushaltsstelle 27.7021 - Verein seelenpflegebedürftiger Kinder e.V.


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer


Antrag:
Die beigefügte Eilentscheidung des Oberbürgermeisters vom



11. Januar 1994 wird genehmigt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

23. Betreff:  Projekt "Reduzierung von Jugendhilfekosten durch     - Drs. 30 



​Ausbau von ambulanten und präventiven Hilfen"


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag:
1. Zugestimmt wird der Durchführung des Projekts "Reduzierung von

Jugendhilfekosten durch Ausbau von ambulanten und präventiven Hilfen".

2. Zugestimmt wird einem Verzicht auf die Wiederbesetzungssperre für die Dauer des Projektes in den Abteilungen 43.1 und 43.2 des Amtes für Soziale Dienste sowie 42.1 und 42.2 des Jugend​amtes.

3. Zugestimmt wird der überplanmäßigen Beschäftigung eines Mitar​beiters/einer Mitarbeiterin (BAT IV a, 38,5 WoStd.) als Koor​dinator/in des Projekts für die Dauer von 6 Monaten. Die Per​sonalkosten werden gedeckt durch:

Nichtbesetzung der Planstellen für BerufspraktikantInnen 008 und 009 vom 01.04.1994 bis 30.09.1994,

Reduzierung der Arbeitszeit um 19,25 Wochenstunden durch den Inhaber der Planstelle 4553.005 vom 01.02.1994 bis 14.03.1994,

Nichtbesetzung der Planstelle 4003.022 vom 18.01.1994 bis 14.03.1994.

4. Zugestimmt wird außerplanmäßigen Ausgaben bei den Haushalts​stellen:




a) 4003.620 in Höhe von 35.500,-- DM für Jugendhilfeprojekt





- Verbrauchsmittel und sonstige Sachkosten -

b) 4003.008.9352 in Höhe von 19.500,-- DM für Jugendhilfepro​jekt - Techn. Geräte -




Die Deckung erfolgt




zu a) 

durch Einsparungen in Höhe von 11.500,-- DM bei der Haushalts​stelle 470.7005 - Arbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrts​pflege,

durch Mehreinnahmen in Höhe von 5.500,-- DM bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 4003.171 - Vom Land ​Sonderbedarfszuweisung,

durch Einsparungen in Höhe von 18.500,-- DM bei der Haushalts​stelle 493.787 - Arbeitslosenticket.




zu b) 

durch Mehreinnahmen in Höhe von 19.500,-- DM bei der neu ein​zurichtenden Haushaltsstelle 4003.008.361 - Vom Land - Sonder​bedarfszuweisung.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

24. Betreff:  Außerplanmäßige Ausgabe für den Kauf eines Lkw       - Drs. 27 -


Berichterstatter:  Stadtrat Schmidt-Brodersen


Antrag:
Vorbehaltlich des Einganges der Deckungsmittel wird der soforti-

gen Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 

85.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 560.000.9350 - Fahrzeuge und sonstige Transportmittel - zugestimmt.

Der Betrag wird gedeckt durch außerplanmäßige Einnahmen bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 571.000.345 - Aus dem Verkauf von Strandkörben - in Höhe von 85.000,-- DM.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

25. Verschiedenes


Wortmeldungen liegen nicht vor.

Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s    teilt mit, daß die nächste Sitzung der Ratsversammlung am 17. Februar 1994 stattfindet und schließt die Öffentliche Sitzung der Ratsversammlung.


Stadtpräsidentin             1. Schriftführerin         2. Schriftführerin


Stellv.
                  1. Stellv.                 2. Stellv.

Stadtpräsident                 Schriftführer              Schriftführer


Protokollführer

